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Der Beschluss des Bundesgerichtshofs vom 17.3.2003 zur Verbindlich-
keit und Reichweite von Willensbekundungen, die ein Patient zu einem
früheren Zeitpunkt über seine Behandlungswünsche abgegeben hat, hat
zu einer breiten öffentlichen Debatte über die Wahrung der Patientenau-
tonomie in der Sterbephase eines Menschen insgesamt ausgelöst. Auch
das ZdK hat in einer Erklärung der Vollversammlung vom 21.11.2003 zur
"Bedeutung der Pflege in einem leistungsfähigen Gesundheitswesen"
konstatiert, dass "der Wunsch nach selbständiger Entscheidung (…) sich
in zahlreicher werdenden Patientenverfügungen wiederfindet. In ihnen
steckt häufig auch die Angst, im medizinisch-pflegerischen System als 'Be-
handlungsfall' und nicht in der eigenen Würde wahrgenommen zu wer-
den." Aus diesem Grunde "muss eine Patientenverfügung (…) als Aus-
druck eines erklärten Patientenwillens ernst genommen und berücksich-
tigt werden." Freilich erübrigen Patientenverfügungen aus Sicht der Voll-
versammlung im Falle einer Nichteinwilligungsfähigkeit des Patienten kei-
nesfalls die oftmals schwierigen situationsspezifischen Abwägungspro-
zesse aller Beteiligten: der Angehörigen, des ärztlichen wie pflegerischen
Personals und ggf. des Betreuers bzw. des Bevollmächtigten. Zudem darf
sich eine gute Sterbebegleitung nicht allein auf die Ermittlung des
mutmaßlichen Willens des Patienten erschöpfen, sondern muss
konsequent palliativmedizinische wie palliativpflegerische Standards in
die Versorgung einbeziehen.

In ihrer Koalitionsvereinbarung vom November 2005 haben die beiden
Regierungsparteien vereinbart, die Patientenverfügung gesetzlich zu re-
geln. Bereits während der letzten Legislaturperiode beschäftigten sich die
ZdK-Vollversammlung am 19.11.2004 und der Hauptausschuss am
18.3.2005 mit dem damaligen Stand des Gesetzgebungsverfahrens und
haben Kernforderungen benannt. Der Hauptausschuss erinnert erneut
an die o.g. Grundsätze des ZdK und präzisiert im Lichte der bisherigen
Diskussionen die Kernforderungen für das jetzt anstehende Gesetzge-
bungsverfahren:
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(1) Aktueller Wille des Patienten mit vorausverfügender

Willenserklärung nie automatisch identisch

Es entspricht dem verständlichen Wunsch vieler Menschen, mittels
einer Patientenverfügung Behandlungswünsche für den Fall vorzuge-
ben, dass sie durch den Krankheitsverlauf aktuell nicht mehr in der
Lage sind, ihren Willen kundzutun. Zu Recht erwarten sie, dass ihre
vorausverfügende Willenserklärung beachtet wird. Dabei übersehen
nicht wenige, dass eine vorausverfügende Willenserklärung nie auto-
matisch gleichzusetzen ist mit einer Willensbekundung, die sie aktuell
in einer konkreten Situation abgeben (würden).

Eine vorausverfügende Willenserklärung und der aktuelle Patienten-
wille sind nicht identisch. Wären sie identisch, dann gäbe es für Dritte
(Bevollmächtigter, Betreuer, Ärzte, Angehörige, Pflegepersonal) we-
der rechtlich noch moralisch einen Entscheidungsspielraum, vom
vorausverfügenden Votum abzuweichen. Der in einer Patientenver-
fügung ausreichend valide dokumentierte vorausverfügende Wille
wäre aus Achtung vor der Patientenautonomie eins zu eins umzuset-
zen.

Eine Relativierung des Patientenwillens ist grundsätzlich unzulässig.
Aus prinzipiellen Erwägungen heraus ist aber eine Gleichsetzung von
vorausverfügender Willensbekundung und tatsächlichem aktuellen
Willen sachlich unstatthaft. Denn der Verfasser einer Patientenverfü-
gung kann die zukünftigen Lebenslagen mit ihren möglichen Entschei-
dungskonflikten niemals in ihrer vollen Tragweite erfassen und
gewichten. Zudem kann es im Verlauf einer Erkrankung zu Verände-
rungen bei der Einstellung zu Krankheit und zur Änderung des Wil-
lens bezüglich bestimmter Behandlungsmaßnahmen kommen. Wie
der Patient in der konkreten Situation aktuell entscheiden würde,
wenn er noch könnte, muss in jedem Fall erst unter Maßgabe seines
Wohls und seiner Persönlichkeit ermittelt werden.
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(2) Ermittlung des mutmaßlichen Willens ist Aufgabe des

Bevollmächtigten bzw. des Betreuers

Im Falle der Einwilligungsunfähigkeit obliegt es dem Bevollmächtigten
bzw. dem Betreuer, eine Entscheidung zu treffen. Dafür muss der
mutmaßliche Wille des Betroffenen ermittelt werden.

Ein zentraler Bezugspunkt für die Ermittlung des mutmaßlichen Wil-
lens ist die Patientenverfügung. Sie ist vom Patienten in der Regel
nach reiflicher Überlegung verfasst und deshalb als besonders starkes
Indiz für die authentischen Wünsche des Patienten zu würdigen. Frei-
lich kann eine Patientenverfügung unter Einflussnahme von außen er-
folgen und lediglich die Erwartungshaltungen des persönlichen oder
gesellschaftlichen Umfeldes spiegeln. Damit würde der eigentliche,
authentische Wunsch des Patienten verfälscht. Diese Unwägbarkeit
ist auch bei einem aktuell geäußerten Willen nie auszuschließen. Des-
halb hat der Gesetzgeber dafür Sorge zu tragen, dass gesetzliche Re-
gelungen keiner Fremdbestimmung des Patientenwillens Vorschub
leisten, sondern eine behutsame Urteilsbildung und überlegte Ent-
scheidungsfindung der Betroffenen fördern. Auf keinen Fall dürfen
rechtliche Regelungen einen Druck erzeugen, die Menschen zur Ab-
fassung von Patientenverfügungen drängen.

(3) Das geltende Betreuungsrecht ist ausreichend

Das deutsche Betreuungsrecht bietet aus Sicht des Hauptausschus-
ses bereits ein ausreichendes Instrumentarium, den in Patientenver-
fügungen dokumentierten Willen des Patienten im Falle seiner
Nichteinwilligungsfähigkeit in die Entscheidungsfindung des gesetz-
lich bestellten Betreuers einzubeziehen. Das Betreuungsrecht trägt
der Situation Rechnung, dass ein Mensch aufgrund von Krankheit
oder Behinderung auf die Fürsorge anderer angewiesen sein kann.
Dies entspricht der Realität menschlichen Lebens. Der Betreuer trifft
als Vertreter rechtlich erhebliche Entscheidungen für den einwilli-
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gungsunfähigen Patienten. Dabei bezieht er all diejenigen ein, die An-
haltspunkte für den Willen und Einstellungen des Patienten haben:
behandelnde Ärzte, Pflegende und Angehörige. Der Betreuer muss
die Angelegenheiten des Betreuten, also auch die Frage der Einwilli-
gung in eine medizinisch-pflegerische Maßnahme so besorgen, wie es
dem Wohl des Patienten entspricht. Zum Wohl des Patienten ge-
hört, dass sein Leben weitest möglich nach seinen Wünschen und
Vorstellungen gestaltet wird. Zu diesen Wünschen und Vorstellun-
gen zählen ausdrücklich auch jene Willensbekundungen, die der be-
treute Patient vor seiner Betreuung geäußert und möglicherweise in
einer Patientenverfügung sogar dokumentiert hat. Es ist durchaus er-
wägenswert, die besondere Auskunftsstärke von Patientenverfügun-
gen durch eine deklaratorische Ergänzung im Betreuungsrecht (z.B.
in § 1901 Abs. 3 BGB durch Einfügung nach Satz 2: "In medizi-
nisch-pflegerischen Angelegenheiten sind Patientenverfügungen als
vorher geäußerte Willensbekundungen besonders beachtlich.") ei-
gens herauszustellen. Eine betreuungsrechtliche Regelung, die den
Betreuer auf die Durchsetzung der Willensbekundung in der Patien-
tenverfügung verpflichtet und jede Ermittlung des mutmaßlichen Wil-
len ausschließt, läuft dagegen nicht nur den Grundannahmen der
rechtlichen Institution gerichtlich bestellter Betreuung zuwider, son-
dern setzt unzulässigerweise den vorausverfügenden Willen mit ei-
nem aktuellen Willen gleich.

(4) Der Bevollmächtigte bzw. der Betreuer als Vertrauter des

Patienten

Jede geschäftsfähige Person kann frühzeitig eine Person ihres Ver-
trauens bestimmen, die im Falle der Einwilligungsunfähigkeit an ihrer
Stelle Entscheidungen über medizinische Maßnahmen treffen soll: So
kann per Vorsorgevollmacht ein Bevollmächtigter benannt werden,
der die Interessen des Betroffenen für den in der Vorsorgevollmacht
bezeichneten Fall vertritt. Eine weitere Möglichkeit besteht darin, in
einer Betreuungsverfügung Wünsche hinsichtlich der Person des Be-
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treuers sowie der Art und Weise der Durchführung der Betreuung
zu äußern, falls vom Gericht ein Betreuer bestellt werden muss. Be-
vollmächtigter und auch Betreuer haben dabei die Entscheidungen
über medizinische Maßnahmen so zu treffen, wie es dem mutmaßli-
chen Willen des Patienten entspricht.

Für diese Möglichkeiten der Einflussnahme muss verstärkt geworben
werden.

(5) Die geltenden rechtlichen Regelungen insbesondere zur

Sterbehilfe sind auch für den Bevollmächtigten bzw. den

Betreuer verbindlich

Der Bevollmächtigte und der Betreuer sind in ihrer stellvertretenden
Entscheidung an geltendes Recht gebunden. Die geltende Rechtspre-
chung (BGH-Beschluss vom 17.3.2003) beschränkt bei der Frage des
Behandlungsabbruchs den Entscheidungsspielraum des Betreuers auf
die Fälle, in denen das Grundleiden des Patienten einen irreversiblen
tödlichen Verlauf angenommen hat. Es sollte auch weiterhin nicht zu-
lässig sein, dass ein Dritter Entscheidungen über Leben und Tod eines
anderen in den Fällen treffen kann, in denen eine Behandlung noch
eine Besserung des Gesundheitszustandes herbeiführen kann.

(6) Reichweitenbegrenzung auf irreversiblen tödlichen

Krankheitsverlauf

Durch eine Regelung der Patientenverfügung im Betreuungsrecht
wäre automatisch auch die Reichweite einer Patientenverfügung
strikt auf jene Phase begrenzt, in der das Grundleiden trotz weiterer
medizinischer Maßnahmen einen irreversiblen tödlichen Verlauf an-
genommen hat. Denn da der Betreuer in jedem Einzelfall den Wün-
schen des Betreuten zu entsprechen hat, soweit dies dessen Wohl
nicht zuwiderläuft und dem Betreuer zuzumuten ist, sieht das Be-
treuungsrecht aus sich heraus eine Begrenzung der Befolgung früher
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geäußerter Willensbekundungen vor. Im Einzelfall kann es für den
Betreuer schwierig sein, sich über das Wohl des Betreuten klar zu
werden. Weil das Leben eines jeden Menschen unmittelbar zu sei-
nem Wohl gehört, gilt der Grundsatz pro vita – für das Leben. Dieser
Grundsatz kann nur durchbrochen werden, wenn für das Leben kei-
ne Perspektive mehr besteht, das Grundleiden also einen irreversi-
blen tödlichen Verlauf angenommen hat.

(7) Demenzkranke und Wachkoma-Patienten sind keine

Sterbenden

In der Diskussion um die Reichweite von Patientenverfügungen wird
mitunter gefordert, die Reichweite von Patientenverfügungen auf die
Situation von Demenzkranken wie von sog. Wachkoma-Patienten zu
erweitern. Eine solche Ausweitung missachtet, dass es sich weder bei
dementen noch bei sog. wachkomatösen Patienten um Sterbende
handelt, sondern um schwer behinderte Menschen. Außenstehende
wissen nicht, was und wie die betroffenen Menschen subjektiv ihre si-
cherlich komplizierte und erschwerte Lebenssituation erleben. Wer
diese Lebenssituation automatisch mit der eines Sterbenden gleich-
setzt, riskiert unabsehbare Folgen für alle schwer behinderten Men-
schen.

(8) Genehmigungsvorbehalt des Vormundschaftsgerichtes

muss erhalten bleiben

§ 1904 Abs. 1 BGB, wonach die Einwilligung des Betreuers in Unter-
suchungen, Heilbehandlungen oder ärztliche Eingriffe bei der Gefahr
des Todes oder eines schweren Gesundheitsschadens der Genehmi-
gung des Vormundschaftsgerichts bedarf, ist beizubehalten. Dies gilt
auch für etwaige Entscheidungen eines Bevollmächtigten.
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Insbesondere spricht sich der Hauptausschuss dafür aus, dass die Ge-
nehmigung des Vormundschaftsgerichts ausdrücklich gesetzlich ge-
regelt wird für den Fall des Behandlungsabbruchs durch den
Bevollmächtigten bzw. den Betreuer.

(9) Schriftform und Fachberatung unbedingt zu empfehlen

Auf Grund der Tragweite der in Patientenverfügungen getroffenen
Willensbekundungen sind eine Schriftform wie auch eine ausführli-
che Beratung des Patienten vor der Abfassung der Patientenverfü-
gung unbedingt zu empfehlen. Eine schriftlich verfasste
Patientenverfügung besitzt eine größere Aussage- und Beweiskraft
als eine mündlich geäußerte. Die Beratung sollte sowohl medizini-
sche wie juristische und ethische Aspekte der zur Regelung anste-
henden Sachverhalte umfassen. Sie sollte möglichst von eigens dafür
ausgebildeten Personen erfolgen. Eine institutionalisierte Beratung
ist gleichfalls dringend für den Bevollmächtigten bzw. den Betreuer
wie für das Behandlungsteam geboten, wenn es in Grenzbereichen
um die Ermittlung des mutmaßlichen Willens des Patienten geht. Hier
kann die Beratung durch ein ethisches Konsil für die erforderliche
Klarheit sorgen.

Beschlossen vom Hauptausschuss des ZdK am 30. Juni 2006
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